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Vorwort 

Der Begriff sustainable development oder nachhaltige Entwicklung hat seit der 
Umweltkonferenz in Rio de Janeiro im Jahre 1992 eine steile politische Karriere 
gemacht. Parallel dazu hat sich der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung im 
europäischen und nationalen Umwelt- und Planungsrecht etabliert. Idealtypisch 
verwirklicht findet er sich im 1998 novellierten Raumordnungsrecht, wo er als 
Handlungsmaxime bei der raumplanerischen Aufgabenerfüllung und als Ausle-
gungs- und Anwendungsmaxime hinsichtlich der Raumordnungsgrundsätze fun-
gieren soll. Diese vom Gesetzgeber übertragene Steuerungsfunktion kann nur ein 
Grundsatz mit hinreichend bekannten Konturen und abgrenzbaren Inhalten entfal-
ten. Ausgehend von den umweltpolitischen und völkerrechtlichen Ursprüngen be-
müht sich die Arbeit daher den rechtlichen Gehalt des Grundsatzes der nachhalti-
gen Entwicklung am Beispiel des Raumordnungsrechts herauszuarbeiten, rechts-
praktische Konsequenzen für die planenden Stellen darzustellen und am Beispiel 
typisierter Vorrangregeln Möglichkeiten zur leitbildgerechten Strukturierung der 
planerischen Abwägung aufzuzeigen. 

Die Arbeit entstand während meiner Tätigkeit am Lehr- und Forschungsgebiet 
Berg- und Umweltrecht der RWTH Aachen bei Prof. Dr. Walter Frenz. Sie wurde 
im Wintersemester 2000 fertiggestellt und im Wintersemester 2002/2003 von der 
Juristischen Fakultät der Universität Bonn als Dissertation angenommen. Aktuelle 
rechtliche Entwicklungen, namentlich das Inkrafttreten der Richtlinie 2001142/ 
EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme 
(Plan-UVP-RL) und die novellierte Fassung des Bundesnaturschutzgesetzes, wur-
den berücksichtigt. 

Ich danKe sehr herzlich Herrn Prof. Dr. Rüdiger Breuer für die Erstellung des 
Erstgutachtens und Herrn Prof. Dr. Michael Kloepfer für die freundliche Auf-
nahme in die Reihe "Schriften zum Umweltrecht". Ihre Vorlesungen zeichnen sich 
mitverantwortlich für die frühe Schwerpunktsetzung im Umweltrecht. Mein beson-
derer Dank gilt Herrn Prof. Dr. Walter Frenz, der das Zweitgutachten erstellte und 
mein Interesse für das Umwelt- und Planungsrecht sowie das Entstehen dieser Ar-
beit in jeder Hinsicht förderte. 

Mainz, im März 2003 
Henning Bode 
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Einführung 

A. Einleitung 

I. Ausgangslage 

Die gegenwärtige Generation lebt in vielen Bereichen auf Kosten zukünftiger 
Generationen, indem ihr Handeln Auswirkungen zeitigt, die in für menschliche 
Vorstellungen überschaubaren Zeiträumen nicht oder nicht ohne weiteres rückgän-
gig zu machen sind. Dies zeigt sich vor allem in der fortschreitenden Umweltzer-
störung, deren Ursachen mannigfaltig sind. Bekannte Beispiele sind die übermä-
ßige Emission von Treibhausgasen und der damit in Zusammenhang gebrachte 
Klimawandel, 1 die Abholzung der Urwälder sowie die Überfischung der Ozeane. 
Angesichts der langfristigen Auswirkungen dieses Handeins, der Begrenztheit der 
natürlichen Lebensgrundlagen und der existentiellen Angewiesenheit des Men-
schen auf eine weitestgehend intakte Umwelt2 stellt sich die Frage, wie dem ent-
gegengewirkt werden kann. In diesem Zusammenhang ist der Begriff des "Sustai-
nable Development" bzw. dessen deutschsprachige Übersetzung mit "nachhaltiger 
Entwicklung" den letzten Jahren zum vieldiskutierten Leitbild staatlicher Politik 
avanciert.3 Im Zuge dieser Entwicklung gewinnt der Begriff der "nachhaltigen 
Entwicklung" auch auf rechtlichem Terrain zunehmend an Bedeutung. 

1 Dazu und zu den jüngsten völkerrechtlichen Entwicklungen anläßlich der 3. Vertrags-
staatenkonferenz zur Klimarahmenkonvention von Rio in Kyoto 1997 (sog. Kyoto-Protokoll) 
etwa Breier, EuZW 1999, 11 sowie Bail. EuZW 1998, 457. 

2 Die existentielle Bedeutung der natürlichen Lebensgrundlagen sowohl für die jetzigen 
als auch für künftige Genrationen betont auch die Gemeinsame Verfassungskommission, vgl. 
BT-Drucks. 12/6000, S. 67; siehe auch Häberle. in: FS für Zacher, 215 (223). 

3 Vgl. dazu etwa Enquete-Kommission "Schutz des Menschen und der Umwelt - Ziele 
und Rahmenbedingungen einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung", BT-Drucks. 
13/7400; Bericht der Bundesregierung anläßlich der UN-Sondergeneralversarnrnlung über 
Umwelt und Entwicklung 1997 in New York. Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwick-
lung in Deutschland, BT-Drucks. 13/7054; Der Rat von Sachverständigen für Umwelt/ragen. 
Umweltgutachten 1994, Für eine dauerhaft-umwe1tgerechte Entwicklung, zugleich BT-
Drucks. 12/6995; ders .• Umweltgutachten 1996, Zur Umsetzung einer dauerhaft-umweltge-
rechten Entwicklung, zugleich BT-Drucks. 13/4108; Schräder, WiVerw. 1995,65 ff.; Rehbin-
der, in: Salzwedel, Grundzüge des UmweltR. Kap. 4 Rn. 57 ff.; Voss. Das Leitbild der nach-
haltigen Entwicklung - Darstellung und Kritik, 1997. 
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11. Einführung in die Problemstellung 

1. Der völkerrechtliche Begriff der nachhaltigen Entwicklung 

Der Begriff sustainable development ist völkerrechtlichen Ursprungs. Er geht 
zurück auf den 1987 veröffentlichten Bericht der von den Vereinten Nationen ein-
gesetzten Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (WCED). Deren Aufgabe 
bestand darin, angesichts der globalen Zunahme der Umweltprobleme Empfehlun-
gen für ein langfristiges Konzept zur Versöhnung von Entwicklungs- und Umwelt-
bedürfnissen vorzulegen.4 Nach der im Abschlußbericht formulierten und seitdem 
vielzitierten Definition ist eine Entwicklung nachhaltig, wenn sie die Bedürfnisse 
der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, daß künftige Generationen ihre eige-
nen Bedürfnisse nicht befriedigen können.5 

Aufgenommen und erstmals in völkerrechtlichen Dokumenten positiviert wurde 
der Begriff durch die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwick-
lung (UNCED)6, die 1992 in Rio de Janeiro stattfand.? Nach Grundsatz 4 der Er-
klärung von Rio zu Umwelt und Entwicklung (Rio-Deklaration)8 erfordert eine 
nachhaltige Entwicklung, "daß der Umweltschutz Bestandteil des Entwicklungs-
prozesses ist und nicht von diesem getrennt betrachtet werden darf'. Gleichzeitig 
muß das Recht auf Entwicklung Grundsatz 3 zufolge so erfüllt werden, "daß den 
Entwicklungs- und Umweltbedürfnissen heutiger und künftiger Generationen in 
gerechter Weise entsprochen wird". Damit hatte ein Leitbild Eingang in das Um-
weltvölkerrecht gefunden, welches zum einen den Umweltschutz zum integralen 
Bestandteil jeder Entwicklung und zum anderen das Postulat der intergenerationel-
len Gerechtigkeit9 als Maßstab für die Befriedigung des Rechtes auf Entwicklung 
erklärt. 

Die ebenfalls auf der Rio-Konferenz verabschiedete Agenda 21 umfaßt 40 Kapi-
tel und zielt mit ihren zum Teil sehr detaillierten Vorgaben und Handlungsaufträ-
gen auf politische Umsetzung des Sustainable-Development-Konzepts. IO Gefordert 
wird die Ausarbeitung nationaler Strategien, die die verschiedenen sektoralen wirt-
schafts-, sozial- und umweltpolitischen Leitlinien und Planungen so miteinander 
"in Einklang bringen",tl daß eine sozial ausgewogene wirtschaftliche Entwicklung 
bei gleichzeitiger Schonung der Ressourcenbasis und der Umwelt zum Wohle 

4 Vgl. etwa Streinz. Die Verwaltung 1998,449 (450). 
5 Näher 1. Kap. A.1. 
6 United Nations Conference on Environment and Development. 
7 Näher 1. Kap. A.II. 
S Abgedruckt in UTR 21 (1993), 411 ff. 
9 Dazu etwa Bartholomäi, Sustainable Development, S. 85 ff. 
10 Siehe auch Hohmann, NVwZ 1993,311 (315): .. Aktionsprogramm zur Implementation 

des Prinzips sustainable development". Näher 1. Kap. A.III. 
11 Agenda 21, Tz. 8.7. 
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künftiger Generationen gewährleistet sei. 12 Damit verlangt der völkerrechtliche 
Ansatz des sustainable development die Verknüpfung ökonomischer, sozialer und 
ökologischer Belange zu einer einheitlichen Strategie. 13 Aufgrund der solchenna-
Ben geforderten dreidimensionalen Problemsicht und -bewältigung kann von 
einem dreidimensionalen Nachhaltigkeitsverständnis gesprochen werden. Im Hin-
blick auf die temporale Dimension des Sustainable-Development-Konzepts ver-
deutlicht der künftige Generationen miteinbeziehende Ansatz, daß eine generati-
onsübergreifende "Erhaltung von Optionen",14 insbesondere durch generations-
übergreifende Erhaltung der "Stabilität des Ökosystems,,15 angestrebt wird. Daraus 
abgeleitet wird die Forderung nach einer "zirkulären Ökonomie" im Sinne einer 
Kreislaufwirtschaft, die den natürlichen Kapitalstock unangetastet läßt. 16 

2. Nachhaltige Entwicklung im Europarecht 
sowie im nationalen Recht 

Parallel zu der noch andauernden Diskussion über seinen Sinn oder Unsinn17 

hat der Begriff der nachhaltigen Entwicklung sowohl im primären Gemeinschafts-
recht durch Art. 2 EG und die infolge des Amsterdamer Vertrages neufonnulierte 
Querschnittsklausel des Art. 6 EG als auch im Sekundärrecht positiv-rechtlichen 
Niederschlag gefunden. Ein Beispiel ist der 2. Erwägungsgrund der FFH_RLI8, 

aber auch der 1. Erwägungsgrund sowie Art. 1 der sog. Plan-UVP-RLI9. 

12 Ebenda. 
13 Diesen Ansatz aufgreifend etwa SRU, Umweltgutachten 1994, BT-Drucks. 12/6995, 

S. 9; Rehbinder, in: Salzwedel, Grundzüge des UmweltR, Kap. 4 Rn. 57. 
14 Bartholomäi, Sustainable Development, S. 192. 
15 So lositsch, URP 1 DEP 1997, 93 (96). Ähnlich Rehbinder, in: Salzwedel, Grundzüge 

des UmweltR, Kap. 4 Rn. 57. 
16 Etwa lositsch, URP/DEP 1997,93 (96 f.); Rehbinder, in: Salzwedel, Grundzüge des 

UmweltR, Kap. 4 Rn. 57. 
17 Vgl. etwa einerseits Schröder, WiVerw 1995,65 (74 und 76 f.), der den Begriff "nachhal-

tig" und die darin zum Ausdruck kommende variable temporale Dimension für "kaum entbehr-
lich" hält und auch für die Beibehaltung des Nachhaltigkeitszieles bezogen auf die Nutzung 
und Erhaltung natürlicher Ressourcen eintritt. In letzterem Fall hält er freilich den Begriff für 
entbehrlich und plädiert für den Begriff "dauerhaft"; grds. positiv Krautzberger, UPR 1999, 
401 (403 f.). Andererseits Reinhardt, UTR 43 (1998), 73 (95 und 102), der den Begriff der 
nachhaltigen Entwicklung als "sinnleeren Rechtsbegriff', "rechtliches nullum" und "junk-
law" eines überforderten oder sich verweigernden Gesetzgebers kritisiert. Krit. auch Fickert, 
BauR 1997,947 (952) sowie Viertel, ZfW 38 (1999), 541 (543), der angesichts der inhaltlichen 
Unschärfe des Nachhaltigkeitsgedankens eine rechtliche Verankerung als bedenklich betrach-
tet; skeptisch auch Steinberg, Der ökologische Verfassungsstaat, S. 114 f., 140. 

18 Dazu 3. Kap. D.IIA.b) aa). 
19 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 

über die Prüfung bestimmter Pläne und Programme. Näher 1. Kap. B.lI.3. 


